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  Rechtsprechung 
 
 
Wohnraummietrecht:  

Modernisierung: Erwartbare Einsparung genügt für Mieterhöhung  
BGH, Urteil vom 26.03.2025, Az.: VIII ZR 283/23 

Eine Vermieter (A) installierte 2017 in einem 
Mehrfamilienhaus eine Gaszentralheizung 
mit zentraler Warmwasseraufbereitung. An-
schließend erhöhte sie die Miete. Die Mieter 
(B) zahlten die erhöhte Miete, forderten je-
doch nach ihrem Auszug eine Rückzahlung 
i.H.v. 1.180 Euro nebst Zinsen, da keine tat-
sächliche Energieeinsparung nachweisbar 
sei. Ein vom Landgericht beauftragter Sach-
verständiger kam in seinem Gutachten zu 
dem Ergebnis, dass mangels Verbrauchs-
daten aus der Zeit vor dem Umbau keine 
Energieeinsparung feststellbar sei. Darauf 
gestützt gab das Landgericht der Klage 
statt. Daraufhin ging A in Revision.

Mit Erfolg! Der BGH hob das Urteil auf. Er 
stellte klar, dass für eine Mieterhöhung 
nach energetischer Modernisierung gemäß 
§ 559 Abs. 1 BGB nicht die tatsächliche, 
sondern die zum Zeitpunkt der Mieterhö-
hungserklärung erwartbare Einsparung von 
Endenergie maßgeblich sei. Entscheidend 
sei eine Ex-ante-Prognose, die auf aner-
kannten Pauschalwerten oder sachverstän-
digen Einschätzungen beruhen kann. Der 
tatsächliche Energieverbrauch, beeinflusst 
durch Faktoren wie Witterung und Nutzer-
verhalten, sei als alleiniger Maßstab unge-
eignet. Das Verfahren wurde zur erneuten 
Prüfung an das Landgericht zurückverwie-
sen.
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Wohnraummietrecht: 

Keine Pflicht zum fachärztlichen Attest bei gesundheitlicher Härte  
BGH, Urteil vom 16.04.2025, Az.: VIII ZR 270/22

Ein Mieter (A), der seit 2006 in einer Woh-
nung lebt, wurde 2020 von seinem Vermie-
ter (B) wegen Eigenbedarfs gekündigt. A wi-
dersprach der Eigenbedarfskündigung mit 
der Begründung, ein Umzug würde seine 
psychische Gesundheit erheblich gefähr-
den. A legte eine Stellungnahme seines 
Psychoanalytikers vor, die auf seine de-
pressive Erkrankung und Suizidgefahr hin-
wies. B verklagte A auf Räumung und Her-
ausgabe der Wohnung. Die Vorinstanzen 
wiesen den Härtefallwiderspruch zurück, da 
kein fachärztliches Attest vorlag. Daraufhin 
ging A in Revision.      

Mit Erfolg! Der BGH hob die Entscheidun-
gen auf und stellte klar, dass ein fachärztli-
ches Attest nicht zwingend erforderlich ist, 
um einen Härtefall gemäß § 574 Abs. 1 Satz 
1 BGB zu begründen. Auch eine ausführli-
che Stellungnahme eines medizinisch qua-
lifizierten Behandlers, wie eines Psycho-
analytikers, kann ausreichen, sofern sie die 
gesundheitlichen Risiken eines Umzugs 
nachvollziehbar darlegt. Entscheidend sind 
der Inhalt und die Qualität der Ausführun-
gen, nicht allein die formale Qualifikation 
des Behandlers. Das Verfahren wurde zur 
erneuten Entscheidung an das Landgericht 
zurückverwiesen.

  
 
 
 
Wohnraummietrecht: 

Energievertrag: Vermieter haftet bei Sammelzähler 
BGH, Beschluss vom 15.04.2025, Az.: VIII ZR 300/23

Ein Energieversorgungsunternehmen (A) 
verlangte von einer Vermieterin (B) Zahlung 
für Strom- und Gaslieferungen im Rahmen 
der Grundversorgung. B hatte eine Woh-
nung zimmerweise an verschiedene Mieter 
vermietet, wobei jedem Mieter das Recht 
zur Nutzung der Gemeinschaftsräume ein-
geräumt wurde. Die Wohnung verfügte le-
diglich über einen gemeinsamen Strom- 
und Gaszähler; separate Zähler für die ein-
zelnen Zimmer existierten nicht. Ein schrift-
licher Energieversorgungsvertrag bestand 
nicht. Die Parteien stritten darüber, ob ein 
konkludenter Versorgungsvertrag mit der 
Vermieterin oder mit den Mietern zustande 
gekommen war. B bekam in der Erstinstanz 
Recht. A ging erfolgreich in Berufung. Da-
raufhin legte B Revision ein.

Ohne Erfolg! Der BGH entschied, dass un-
ter den vorliegenden Umständen ein kon-
kludenter Energieversorgungsvertrag mit B 
zustande gekommen ist. Zwar hätten allein 
die Mieter Einfluss auf den Energiever-
brauch, jedoch könne dieser mangels sepa-
rater Zähler nicht den einzelnen Mietern zu-
geordnet werden. Zudem hätten die einzel-
nen Mieter typischerweise kein Interesse 
daran, für den Verbrauch anderer Mieter 
einzustehen. Das konkludente Angebot des 
Energieversorgers richte sich daher an die 
Vermieterin, die für die Energiekosten haf-
tet. Diese Entscheidung ist eine Folge des 
von der Vermieterin gewählten Vermie-
tungskonzepts.
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  Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 

Online Schulung 
Umgang mit Garagennutzungsverhältnissen aus DDR-Zeiten 
Angebot einer Online-Schulung 
 
Die Gemeinden der neuen Bundesländer 
sind vielerorts Vertragspartner in Nutzungs-
verhältnissen über kommunale Garagen-
grundstücke. Die Garagen wurden überwie-
gend zu DDR-Zeiten auf Grundlage des sei-
nerzeit geltenden Zivilgesetzbuches errich-
tet. Obgleich das Schuldrechtsanpassungs-
gesetz aus dem Jahr 1995 die Besonder-
heiten der Nutzungsverträge an das bun-
desdeutsche Recht sozialverträglich anglei-
chen sollte, bestehen bei der Verwaltung 
der Garagengrundstücke nach wie vor Un-
sicherheiten hinsichtlich der Beurteilung der 
rechtlichen Situation. 

Das Seminar arbeitet systematisch die 
dingliche und schuldrechtliche Rechtslage 
auf und beleuchtet die Rechte und Pflichten 

der Vertragsbeteiligten. Es bildet einen Leit-
faden zum Umgang der Nutzungsverhält-
nisse. Insbesondere werden folgende The-
men behandelt: 

• Erwerb und Verlust des Eigentums an 

Garagen 

• Gestaltung des Nutzungsentgelts 

• Die Garagengemeinschaft als Vertrags-

partner 

• Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

Das Seminar richtet sich an kommunale 
Mitarbeiter, die mit der Verwaltung der kom-
munalen Grundstücke und der Gestaltung 
der Rechtsverhältnisse betraut sind. Jeder 
Teilnehmer erhält umfangreiche Seminar-
unterlagen.

  
 

Besonderheiten des Gewerbemietverhältnisses  
Angebot einer Online-Schulung

Im Unterschied zum Wohnungsmietvertrag 
gibt es für Gewerbemietverträge weitrei-
chende Vertragsfreiheit. Die Gestaltungs-
möglichkeiten für die Vertragsparteien sind 
vielfältig, bergen aber auch zahlreiche Fall-
stricke. Durch gute Kenntnisse und Nutzung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
kann der Vermieter seine Immobilien wirt-
schaftlich vermarkten. 
 
Das Seminar befasst sich anhand einschlä-
giger Gerichtsentscheidungen mit den we-
sentlichen Merkmalen des Gewerbemiet-
vertrages unter anderem zu folgenden The-
men: 

• Abgrenzung zu Wohnungsmietverträ-
gen 

• Bedeutung des vereinbarten Nutzungs-
zwecks 

• Schwerwiegende Folgen von Schrift-
formverstößen 

• Wesentlich erweiterte Umlage von Be-
triebskosten 

• Abwälzung von Instandhaltung und In-
standsetzung 

 
Für Vermieter und Verwalter von Gewerbe-
immobilien bietet das Seminar eine Über-
sicht der wichtigsten gesetzlichen Regelun-
gen und der gerichtlichen Spruchpraxis.
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Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Rechtspre-
chung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen Sie bitte 
unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit ohne Angabe 
von Gründen hier formlos abbestellen. 
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